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Mehr als 330000 Menschen haben bereits den Fragebogen

zur Kampagne »Gemeinsam für ein gutes Leben« ausgefüllt.
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Mehr als 330 000 Menschen haben ihre Meinung bereits gesagt. Sie wissen, was
für sie zu einem guten Leben gehört. Am 3. Juli wird die IG Metall die Ergebnisse
der Befragung in Berlin vorstellen. Erste Tendenzen der Befragung zeigen: Die Men-
schen und ihre Interessen kommen in der Politik zu kurz. | Mehr auf Seite 3 »

Gutes Leben

l Neu: direkt als elektronische Version

E-Paper

Die direkt gibt es seit der Ausgabe 6 auch als elektronische Zeitung. Abonnenten
des E-Papers können sie zwei Tage früher lesen. Darüberhinaus bietet die elektronische
Version viele Funktionen zum Anhören und Anklicken. | www.extranet.igmetall.de
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Die Anzahl von Teilnehmern an geförderter beruflicher
Weiterbildung (FbW) in der Gesamtwirtschaft nimmt zu:
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Sept. 2008 Nov. 2008 Jan. 2009 März 2009 Mai 2009

139 476

159 533 159 394

179 308

198 643

100 000

200 000
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Bildung

Neue Seminare.Die IGMetall

hat ihr Seminarangebot zur

Qualifizierung in der Krise

noch einmal ausgeweitet. »Be-

triebsräte lernen imSeminardie

rechtlichenGrundlagenkennen

und entwickeln praxistaugliche

Handlungsschritte«, erklärt

Tom Kehrbaum vom Bereich

gewerkschaftliche Bildung.

Bereits Ende Januar hatten

die Bildungsstätten spontan

zahlreiche neue Seminare kon-

zipiert, die in den ersten Wo-

chen allerdings mäßig besucht

waren. Das hat sich nun schlag-

artig geändert. »Wir mussten

sogar Teilnehmern absagen«,

berichtet Thomas Habenicht

von der Bildungsstätte Lohr.

Das erweiterte Bildungs-

programm »Mit Bildung aus

der Krise« liegt der direkt bei.

Die neue Handlungshilfe
»Qualifizieren in der Krise«
gibt es im Extranet:
3www.extranet.igmetall.de
RAktive
RBetriebsrat

Neue Handlungshilfe und neue Seminare
zur Qualifizierung in der Krise
Qualifizierung als Instrument zur Beschäftigungssicherung in Kurzarbeit und Krise – und als Investition in die Zukunft:
Die Rahmenbedingungen für Unternehmen wurden erheblich erleichtert, die Fördergelder sind so hoch wie nie zuvor.
Dennoch lief die Qualifizierung in den Betrieben in den ersten Monaten 2009 nur schleppend an. Die IG Metall bietet
Beratung, zahlreiche neue Seminare und eine Handlungshilfe an, um Qualifizierung in den Betrieben voranzubringen.

Daniela Zier, Betriebsrätin, Wieland-Electric, Bamberg:
»Wir verhandeln gerade über Qualifizierung in der Kurzar-

beit. WeGeBau machen wir seit Ende
2008. Im Seminar haben wir erfahren,
welche Möglichkeiten es sonst gibt –
Konjunkturpaket II, Europäischer Sozial-
fonds – und was die Voraussetzungen
sind. Wir würden gerne alles nutzen, um
Entlassungen zu verhindern.«

Volker Caspers, BR-Vorsitzender, SAF Holland, Bessenbach:
»Bei uns gibt es viel Kurzarbeit – und viel Qualifizierungsbe-

darf. Ich war auf dem Seminar, um die
vielen neuen Möglichkeiten der Arbeits-
agentur nutzen zu können. Das Proze-
dere ist vereinfacht. Das Unternehmen
kann bis zu 100 Prozent der Kosten spa-
ren – und ist daher sehr aufgeschlossen.
Auch die Beschäftigten fragen uns.«

Jutta Kups, Betriebsratsvorsitzende, Radium, Wipperfürth:
»Seit letztem Jahr haben wir eine Standortsicherung über

den Tarifvertrag Qualifizierung. Wir ha-
ben die Beschäftigten befragt und wol-
len besonders WeGeBau nutzen. Einen
Träger haben wir. Allerdings will die Ar-
beitsagentur derzeit bei uns nur 60 Pro-
zent zahlen. Im Seminar haben wir uns
über weitere Möglichkeiten informiert.«
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»Die Zeit wird knapp. Wir dür-

fen nicht auf die Arbeitgeber

warten. Die Betriebsräte müs-

sen selbst Qualfizierung an-

schieben«, sagtKlausHeimann,

Bereichsleiter Qualifizierung

beim IG Metall-Vorstand und

MitautorderneuenHandlungs-

hilfe.Mitautorin CaterinaMes-

sina, Juristin im Bereich

Betriebspolitik betont: »So

günstig wie jetzt wird Qualifi-

zierung nie wieder. Da müssen

die Beschäftigten zugreifen –

um ihre eigenen Chancen zu

verbessern.«

Ein Hebel für Betriebsräte:

DerTarifvertragQualifizierung.

Dort ist vorgeschrieben, dass

der Arbeitgeber gerade bei be-

trieblichen Veränderungen den

Weiterbildungsbedarf ermitteln

und Maßnahmen vorschlagen

muss. »Da bietet die Krise eine

Chance für die Zukunft: den

Einstieg in eine systematische

Personal- und Qualifizierungs-

planung – für alle Beschäftig-

ten«, erklärt Barbara Jentgens

vom Bereich Tarifpolitik.
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l TARIFERHÖHUNG
Fast 75 Prozent zahlen
Drei vonvierMetallbetrieben

haben im Mai die zweite Ta-

riferhöhung ausgezahlt. Nur

25,8Prozentvereinbartenmit

den Betriebsräten, die 2,1

Prozent zu verschieben – in

der Hälfte der Fälle im Rah-

men vonGesamtpaketen, die

Beschäftigungssicherung ga-

rantieren. Das zeigt, dass das

Flexibilisierungs-Instrument,

das die IG Metall wegen der

Krise vereinbarthat, »sichbe-

währt hat und Mitnahme-

effekte verhindert wurden«,

kommentiertBertholdHuber

das Ergebnis.

l ARBEITSMARKT
Schlimmste verhindert
DieAuswirkungen der Krise

auf den Arbeitsmarkt halten

sich noch in Grenzen. Vor

allem Kurzarbeit und flexi-

ble Arbeitszeiten haben das

Schlimmste verhindert. Zu

diesem Ergebnis kommt das

Institut für Arbeitsmarkt-

und Berufsforschung. So ist

etwa der Stand auf den Ar-

beitszeitkonten im ersten

Quartal im Schnitt um sechs

Stunden gesunken. Bei der

Kurzarbeit fiel rund ein

Drittel der Arbeitszeit aus.

Mehr zur Arbeitszeit:
3www.iab.de

l HOLZ UND KUNSTSTOFF
Verhandlung gescheitert
InNiedersachsen sinddieTa-

rifverhandlungen für die Be-

schäftigten der Holz- und

Kunststoffindustrie in der

zweitenRunde gescheitert. In

dennächstenWochen geht es

in die Schlichtung. Die Ar-

beitgeber wollten für 2009

nur 250 Euro als Einmalbe-

trag bieten, den die Betriebe

auchstreichenkönnensollten

– für die IG Metall völlig

unakzeptabel. Indenanderen

Gebieten wurde bei Redakti-

onsschluss noch verhandelt.

Gutes Leben In Kürze

Von Bosch in Bamberg kamen

3500, die Beschäftigten von

FTE Automotiv in Ebern steu-

erten 650 bei und auf dem Kir-

chentag in Bremen sammelte

die IG Metall knapp 1700 aus-

gefüllte Fragebögen ein.

Überall in Deutschland

fragen Metaller ihre Kollegin-

nen und Kollegen, Mitglieder

und Nicht-Mitglieder: »Was

muss sich ändern? Was gehört

zu einem guten Leben?« Die

Befragung zurKampagne »Ge-

meinsam für ein Gutes Leben«

läuft seit April, und mehr als

330000 Menschen hatten An-

fang Juni die Fragebögen schon

ausgefüllt. In eineinhalb Wo-

chen endet die Befragung. Ver-

trauensleute können die letzten

Tage nutzen, um auch noch die

schwierigsten Fragebogenmuf-

fel zu erreichen.

Zukunft und alte Hasen. Da-

bei geht es nicht nur darum,

Fragebögen zu verteilen und

einzusammeln. Viele nutzen

die Aktion auch, um mit Be-

schäftigten über die Fragen zu

diskutieren. Bei Bosch in Bam-

berg verteilten Vertrauensleute

die Fragebögen bei einer außer-

ordentlichenBetriebsversamm-

lung. »Mit einigen haben wir

darüber diskutiert. Die Reak-

tionen waren meist positiv«,

erzählt Vertrauenskörperleiter

Elmar Gunther.

Diskussionen löste der

Fragebogen bei Besucherinnen

und Besuchern des Kirchen-

tags in Bremen aus. Die Zweite

Bevollmächtigte der IGMetall-

Verwaltungsstelle, Inge Lies-

Bohlmann, hatte einen Tag

lang auf dem Kampagnen-

Truck mit jungen Leuten über

ihre Zukunft diskutiert. Aber

auch alte IG Metall-Hasen be-

suchten den Truck und füllten

den Fragebogen aus.

Die Ergebnisse der Befra-

gung sollen am 3. Juli in Berlin

präsentiert werden. Parallel er-

halten auch alle Verwaltungs-

stellen die Ergebnisse, um sie

etwa auf regionalen Pressekon-

ferenzen vorzustellen. So will

auch Vertrauensmann Elmar

Gunther aus Bamberg von sei-

nen örtlichen Bundestagskan-

didatenwissen, was sie von den

Ergebnissen halten.

Zwar läuft die Aktion

noch, doch es zeichnen sich be-

reits erste Tendenzen ab. Viele

werfen der Politik vor, Wirt-

schaftsinteressen zu bedienen

und in denMenschennur noch

Kostenfaktoren zu sehen. Und

vor allem wünschen sich die

Menschen sichere und faire Be-

dingungen am Arbeitsplatz.

Nur noch gut eine Woche –
Jetzt noch befragen
Mit ihrer Beschäftigtenbefragung will die IG Metall der Politik Nachhilfe geben in
Fragen wie: Was erwarten die Menschen von einem guten Leben und was muss
sich ändern? Mehr als 330 000 Menschen haben schon ihre Meinung gesagt.

Banner setzen

l Zum guten Leben
Wer eine eigene Inter-
net-Seite hat, kann die
Kampagne »Gemein-
sam für ein Gutes Le-
ben dort unterstützen.
Auf der Kampagnen-
seite gibt es Banner
mit dazugehörigem
Quellcode, die jeder
kopieren und auf seine
eigene Seite stellen
kann.
Auf ins Netz:
3www.gutes-

leben.de/
Kampagne/
Banner
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Mehr als 50 000 treffen sich in Frankfurt

Termin im Kalender rot anstreichen

Den 5. September schon jetzt im Kalender vormerken! An
diesem Samstag treffen sich mehr als 50000 Menschen
in Frankfurt am Main unter dem Motto: »Macht endlich Po-
litik für die Mehrheit der Menschen.« Die IG Metall will
zeigen, was sie von einer guten Politik erwartet.
Wer sich im Internet in den E-Mail-Verteiler einträgt,
bekommt aktuelle Infos über die Planungen zum Tref-
fen am 5. September in Frankfurt.
3www.gutes-leben.de
RWir treffen uns in Frankfurt
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l BETRIEBSRAT FORDERT
»New Deal« für Siemens
Angesichts der Auswirkun-

gen der Krise auch auf den

Siemenskonzern fordert der

Gesamtbetriebsrat einen

»New Deal« zwischen der

Firmenleitung, dem Ge-

samtbetriebsrat undden ört-

lichen Betriebsräten. Es

müssten alle Instrumente

genutztwerden, umArbeits-

plätze zu erhalten.

Was der Betriebsrat fordert:
3www.extranet.igmetall.de
RBranchen
RAktuelles aus den
3Betrieben

l GESUNDHEITSSCHUTZ
Gemeinsamer Appell
Die IG Metall und der Ver-

banddeutscherBetriebs-und

Werksärzte warnen vor einer

»dramatischen Zunahme«

psychischerErkrankungen in

der Krise – als Folge von stei-

gendemStress undAngst um

denArbeitsplatz.Gemeinsam

fordern sie von den Betrie-

ben, mehr zu tun, um Stress

abzubauen und Krankheiten

vorzubeugen.DieKrise dürfe

nicht missbraucht werden,

um die Belastungen zu erhö-

hen und den Gesundheits-

schutz zu vernachlässigen.

Hilfe für Betriebsräte unter:
3www.igmetall.de
RThemen
RArbeit und Gesundheit

l KFW-SONDERPROGRAMM
Förderung für Betriebe
Unternehmen können zur

Krisenbewältigung in 2009

und 2010 KfW-Kredite aus

einem 40-Milliarden-Euro-

Topf beantragen. Mit der

Info-Bus-Kampagne »Kon-

junktur auf Tour« informiert

die KfW in 64 Städten über

das Sonderprogramm.

Tourdaten und Info-Telefon:
3www.konjunktur-

auf-tour.kfw.de
30180–124 24 28

Im Gegensatz zum gesetzli-

chenAnspruch auf bezahlten

Urlaub ist das zusätzlicheUr-

laubsgeld eine freiwillige Lei-

stung des Arbeitgebers. Es ist

für die meisten Beschäftigten

inTarifverträgengeregelt, sel-

tenernur inArbeitsverträgen.

Tarifliches Urlaubsgeld

kann nur per Sanierungs-Ta-

rifvertrag ganz oder teilweise

gestrichen werden. Das Un-

ternehmen muss dann aber

glaubhaft belegen, dass es

wirtschaftliche Probleme hat

und Gegenleistungen bieten,

wie Verzicht auf betriebs-

bedingte Kündigungen. Zu-

ständig sind grundsätzlich

die Tarifparteien; ohne sie

können Betriebe kein Ur-

laubsgeld kürzen.

Hat ein Arbeitnehmer

aus seiner Sicht zu Unrecht

kein Urlaubsgeld erhalten,

muss er die tarifliche »Aus-

schlussfrist« beachten: Seine

Ansprüche verfallen,wenn er

sie nicht innerhalb der Frist,

die zwischen drei und sechs

Monaten liegt, geltendmacht.

Urlaubsgeld,dasnurauf ei-

nem Arbeitsvertrag basiert,

muss der Arbeitgeber nicht

zahlen. Vor allemdannnicht,

wenn im Vertrag ausdrück-

lich steht, dass es eine freiwil-

lige Leistung ist. Oder wenn

derVertragSonderzahlungen

bei wirtschaftlichen Schwie-

rigkeiten ausschließt. Oder

wenn sich der Arbeitgeber

darin vorbehält, seine Zusage

gegebenenfalls künftig zuwi-

derrufen.

Enthält der Vertrag kei-

nen solchen Vorbehalt, gilt:

Hat der Arbeitgeber es drei-

mal hintereinander gezahlt,

muss er es auch im nächsten

Jahrzahlen.OhneWiderrufs-

vorbehalt kann sich der Ar-

beitgeber nur durch eine

Änderungskündigung davon

lösen. Dafür braucht er aber

einenKündigungsgrund,den

derArbeitnehmer gerichtlich

überprüfen lassen kann.

Und Kurzarbeit? Sie hat

keineAuswirkungen auf den

(bezahlten) Urlaub und das

zusätzliche Urlaubsgeld. Es

wird so verfahren, als würde

der Beschäftigte voll arbei-

ten. Wird er jedoch danach

entlassen, muss er das Geld

anteilig zurückzahlen. Hat er

also zum Beispiel nur sechs

Monate in einem Jahr gear-

beitet, steht ihm auch nur die

Hälfte des Urlaubsgelds zu.

So viel gibt’s

l Tarifansprüche
Das tarifliche Urlaubs-
geld schwankt sehr
stark. In der mittleren
Einkommensgruppe
liegt es zwischen 155
(Steinkohlebergbau)
und 1993 Euro (Holz
und Kunststoff). In der
Metallindustrie beträgt
es 50 Prozent des Mo-
natsentgelts; das sind
bei mittlerem Einkom-
men rund 1710 Euro.
Bei Eisen und Stahl
liegt es bei rund 1100
Euro. Am wenigsten be-
kommen die Textil-Be-
schäftigten: im Westen
etwa 638, im Osten 270
Euro; im neuen Tarifver-
trag ist für 2010 eine Er-
höhung vereinbart.

© | direkt 8 | 2009

In Kürze Das Stichwort

WAS IST EIGENTLICH …

Urlaubsgeld?

KRANKENVERSICHERUNGEN

Die IGMetall hat das Urteil des

Bundesverfassungsgerichts be-

grüßt, dass private Krankenver-

sicherungenBasistarife anbieten

und Menschen mit Vorerkran-

kungenaufnehmenmüssen.Die

Privaten versichern vor allem

junge, gesunde Einkommen-

starke. »Dieser Rosinenpickerei

werden jetzt Grenzen gesetzt.

Das Urteil stärkt das Solidar-

prinzip«, sagt IG Metall-Vor-

standsmitglied Hans-Jürgen

Urban. Die IG Metall fordert

aberweiterhin eineBürgerversi-

cherung für alle Menschen, der

sich gesunde Besserverdiener

nicht mehr entziehen können.

l Bürgerversicherung
Mehr zu Gesundheits-
reformen und Alternati-
ven der IG Metall unter:
3www.extranet.

igmetall.de
RIG Metall
RKamgagne:
Das geht besser

Richter setzen der Rosinenpickerei Grenzen



? direkt:CDU/CSUund FDPhaben bei der Europa-Wahl

gewonnen. Was heißt das für die Bundestagswahl?

Martin Allespach: »Aus der Europa-Wahl lässt sich keine

Vorhersage für die Bundestagswahl treffen. Die SPD

konnte fast acht Millionen ihrer Wähler nicht mobili-

sieren. Bei der Bundestagswahl wird die Wahlbeteili-

gung höher sein. Ich würde auch nicht sagen, dass CDU

und CSU gewonnen haben. Sie haben gut sechs Pro-

zentpunkte verloren.«

? direkt: BeiGewerkschaftsmitgliedern liegt die SPD zwar

vorn, aber sie hat wie auch die CDU verloren. Dagegen

wählten doppelt so viele FDP. Wie erklärst Du das?

Allespach: »DieMarktradikalen haben ihre Ideologie jah-

relang erfolgreich verbreitet. Sie sitzt tief in den Köpfen.

Wir haben nur ein kleines Zeitfenster, um unser Wirt-

schaftssystem zu ändern. Die Marktradikalen gießen

schonwieder neuenBeton, um ihr Systemauf neue Pfei-

ler zu stellen. Wir brauchen aber eine Ökonomie die

Mittel zum Zweck für ein gutes Leben ist.«

? direkt:MitwelcherRegierungkannderUmbaugelingen?

Allespach: »Mit einer schwarz-gelben Mehrheit funktio-

niert es sicher nicht. Aber auch in einerGroßenKoalition

fehlt einer 20-Prozent-SPDdieKraft, Reformendurchzu-

setzen.Wir brauchen eine starke SPD.«

? direkt: Ist das ein Wahlaufruf für die SPD?

Allespach: »Es ist nicht unsere Aufgabe, Stimmen für die

SPDzu sammeln.Wirwollen die ForderungenderMen-

schen an ein gutes Leben allen Parteien stellen. Und die

Menschen wollen gute und faire Arbeit, Bildungschan-

cen für ihre Kinder und eine gerechte Gesellschaft. Sie

wollen eine Politik, die sich gegen die Prekarisierung auf

dem Arbeitsmarkt stellt, und die Schluss macht mit der

Klassengesellschaft in unserem Bildungssystem. Wenn

die SPD hier klare Kante zeigt – um so besser.«

? direkt: Was können die Menschen tun?

Allespach: »Auf jeden Fall wählen gehen. Sie dürfen nicht

resignieren. Es ist eben nicht egal, wer regiert. DieMen-

schen müssen sich genau anschauen, was welche Partei

will und wer die Krise verursacht hat. Vor allem dürfen

sie nicht den Bock zum Gärtner machen.«

»Die Europa-Wahl war
kein Sieg für die CDU.

Sie hat sechs Prozent ihrer
Wähler verloren.«

Im Gespräch

Wählen und den Bock
nicht zum Gärtner machen

Martin Allespach, Leiter der
Grundsatzabteilung beim IG Me-
tall-Vorstand, zu den Ergebnissen
der Europa-Wahl und dem ver-
meintlichen Sieg der CDU.

Fo
to

:F
ra

nk
Ru

m
pn

en
ho

rs
t

direkt
8 | 2009

5

Betrieb

Bei demneuen Beratungsange-

bot geht es darum, rasch auf

Problemlagen zu reagieren und

Betriebe jetzt krisenfest zu ma-

chen. Dazu schaltet die Task

Force Krisenintervention ein

Berater-Netzwerk ein, das die

IG Metall vor Ort mit ihrem

Know-how unterstützt.

Die vermittelten Berater

helfen dabei, die aktuelle Un-

ternehmenskrise zu analysie-

ren und deren Ursachen zu

erkennen. Ziel ist es, sinnvolle

und Beschäftigung sichernde

Alternativen zumArbeitgeber-

konzept aufzuzeigen.

Kostenübernahme. Das neue

Beratungsangebot ist ein neues

Kooperationsprojektdes IGMe-

tall-Vorstands und der Bezirks-

leitungen. In der Regel trägt das

Unternehmen nach Paragraf 80

Absatz 3 Betriebsverfassungsge-

setz die Kosten, wenn die Task

Force Krisenintervention den

Betriebsrat berät. InAusnahme-

fällen kann auch eine Clearing-

stelle beim IG Metall-Vorstand

die Kosten übernehmen. Vor-

aussetzung ist ein formloserAn-

trag an die zuständige Bezirks-

leitung.GefördertwirddieBera-

tung aus Mitteln des Arbeits-

ministeriums und des Europä-

ischen Sozialfonds.

Es stehen Mittel für etwa

300Beratungen zurVerfügung.

Der Fördertopf kann beispiels-

weise dann in Anspruch ge-

nommen werden, wenn mit

dembetroffenenUnternehmen

keine rascheKostenübernahme

vereinbart werden kann.

Pro Beratung werden drei

bis fünf Tage veranschlagt. Bei

Bedarf kann noch eine nachge-

lagerte Beratung erfolgen. Er-

gänzend werden Betriebsräte

durch das Projekt »Früherken-

nung und Innovation« unter-

stützt. Es beinhaltet unter

anderem ein Diagnosetool, um

die Innovationsfähigkeit eines

Unternehmen zu beurteilen,

sowie Strategieworkshops und

Argumentationshilfen für si-

chere Verhandlungsführung.

Ansprechpartner für die Clea-
ringstelle beim IG Metall-Vor-
stand ist Jochen Schroth.
E-Mail: Task-Force@igmetall.de.

Unternehmen durch fachliche
Beratung krisenfest machen
In der Wirtschaftskrise hat der Bedarf an kompetenter Bera-
tung deutlich zugenommen. Betriebsräte können bei der »Task
Force Krisenintervention« der IG Metall Hilfe bekommen und
externe Beratung in Anspruch nehmen.

Externe Hilfe für Betriebsräte – Gewußt wie

Checkliste für den Einsatz von Beratern durch Betriebsräte

Der Einsatz von Beratern sollte in Abstimmung und unter Be-
rücksichtigung der Erfahrungen der IG Metall erfolgen.
Betriebsrat und IG Metall sollten »Herr des Verfahrens« bleiben
und den Experteneinsatz aktiv steuern.
Vor dem Einsatz sollten der Beratungsbedarf und das Ziel
des Auftrags präzise geklärt sein.
Wichtig sind klare Absprachen: Welche Aufgaben übernehmen
Betriebsrat und IG Metall, was erledigen die Berater?
Zur Beratung gehört die Berichterstattung über das Ergebnis,
die dem Betriebsrat als Entscheidungsgrundlage dient.
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l PREKÄRE ARBEIT
Leiharbeit in Russland
Im Rahmen der Kooperati-

on mit der IG Metall haben

sich 17 russische Gewerk-

schafter über Konzepte zur

Leiharbeit informiert. In

Russland nimmt Leiharbeit

vor allem in Großbetrieben

im Automobilbau, Landma-

schinen- undMaschinenbau

zu. Leiharbeiter verdienen

dort oft 50 Prozent weniger

als die Stammbelegschaft.

Mehr über internationale Ak-
tionen gegen prekäre Arbeit:
3www.precariouswork.eu

l STREIK BEI EDS
Druck auf Beschäftigte
Einen Tarifvertrag zur Be-

schäftigungssicherung for-

dern die Beschäftigten des

Computerdienstleister EDS

und streiken dafür seit An-

fang Juni. 92 Prozent hatten

für den Arbeitskampf ge-

stimmt. Anmehreren Tagen

legten die Beschäftigten ihre

Arbeit nieder. Mit Hausbe-

suchen setzt die Geschäfts-

leitung EDS-Mitarbeiter

unter Druck, die sich am

Ausstand beteiligen.

3www.extranet.igmetall.de
RBranchen RAktuelles

aus den Betrieben

GrundsätzlichmüssenTarifver-

träge eingehalten werden. Auch

dann, wenn sich die wirtschaft-

lichenUmständeverändern.Ob

der Arbeitgeber trotzdem be-

triebsbedingt kündigen kann,

hängt davon ab, was im Tarif-

vertrag geregelt ist.

Einige Verträge lassen be-

triebsbedingte Kündigungen

unter bestimmtenBedingungen

zu, etwa wenn sich wirtschaftli-

cheErwartungennicht verwirk-

lichen lassen oder wesentliche

Rahmenbedingungenverändert

haben. Andere schließen Kün-

digungen völlig aus oder lassen

sie nur zu, wenn der Betriebsrat

und/oder die IGMetall zustim-

men. In solchen Fällen kann ein

Arbeitgeber eigenmächtig auch

dann nicht kündigen, wenn der

Betrieb in unvorhersehbare

wirtschaftliche Schwierigkeiten

gerät.Kündigungenwärendann

Aktionen helfen
Nicht Richter, sondern
die betroffenen Be-
schäftigten verhin-
der(t)en Kündigungen:
Am 13. Mai bestätigte
Thyssen-Krupp nach
monatelangen Protes-
ten der Belegschaften,
beim Konzernumbau
auf Kündigungen zu
verzichten. Auch Daim-
ler sicherte im Mai zu,
keine Kündigungen
auszusprechen. Heidel-
berger Druck will 5000
Stellen streichen, der
Kampf der Belegschaf-
ten dagegen ist noch
nicht zu Ende.

Was war sonst?

Gut gemacht!

Arbeitsplätze

Ausschluss von Kündigungen
steht nicht nur auf dem Papier
Immer häufiger drohen Unternehmen betriebsbedingte Kündigungen an, obwohl
sie Tarifverträge unterschrieben haben, die das ausschließen. Bekannte Beispiele
sind Daimler, ThyssenKrupp und Heidelberger Druck. Was ist rechtlich erlaubt?

unwirksam. Nur wenn der Be-

trieb komplett stillgelegt wird,

könnteeinArbeitgeberaußeror-

dentlich kündigen.

Unabhängig von den kon-

kreten Regelungenwird der Ar-

beitgeber versuchen, über eine

Änderung des Tarifvertrags zu

verhandeln.EinigeVerträgeent-

halten ausdrücklich »Schlecht-

wetterklauseln«. Sie verpflichten

die Tarifpartner zu Neuver-

handlungen, wenn ein unvor-

hersehbarer Notfall eintritt.

Können sie sich nicht einigen,

kann ein Arbeitgeber den Tarif-

vertrag im Extremfall außeror-

dentlich kündigen, wenn ihm

die Fortsetzung »nicht zuzumu-

ten« ist. Das geht aber nur in

krassen Ausnahmefällen. Nicht

jedes wirtschaftliche Problem

oder Abweichen von den Plan-

zahlen macht ein Festhalten am

Tarifvertrag »unzumutbar«.

Bei MAN Bus und Truck

Deutschland (MBTD) ist die

Zahlder JAVenvon26auf47ge-

stiegen. Damit gibt es bei den

Servicebetrieben des MAN-

Konzerns jetzt fast doppelt so

viele Jugend- undAuszubilden-

denvertretungen.

Gesamtbetriebsrat und die

Jugend- und Auszubildenden-

vertretungdesGesamtkonzerns

hatten sich das Ziel gesetzt, die

JAV-Struktur zu stärken. Mit

der IG Metall wurde ein ge-

meinsamer Fahrplan für die

JAV-Wahlen festgelegt.

Der Organisationsgrad bei

den Azubis nahm im Zuge der

JAV-Wahlen um 35 Prozent zu.

Die neuen JAV-Vertreter konn-

ten nach der Wahl ihr erstes

JAV-Seminar besuchen, das die

IG Metall in der Bildungsstätte

Schliersee für sie organisierte.

»Das Beispiel zeigt, dass ei-

ne starke JAVmit einem starken

Betriebsrat machbar ist«, sagt

GBR-Beauftragter Sebastian

Fersterra. »JAV-Wahlen stärken

die Mitbestimmung auch im

Kfz-Handwerk.«MANBus und

Truck hat 160 Niederlassungen

und 5900Mitarbeiter.

Infos zu MAN Truck
und Bus Deutschland:
Sebastian.Fersterra
@igmetall.de

Arbeitshilfen zu JAV:
3www.extranet.

igmetall.de
RAktive RJAV
RMaterialien

JAVen bei den Servicebetrieben von MAN fast verdoppelt
Die Betreuung der Jugend- und Auszubildendenvertreter hat für den Betriebsrat oberste Priorität.
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l UNFALL
Private Reparaturen
sind nicht versichert
Wer nach Feierabend an sei-

nemArbeitsplatz verunglückt,

hat keine Ansprüche auf Lei-

stungen der gesetzlichen Un-

fallversicherung. Es handelt

sich dabei nach Ansicht des

Bundessozialgerichts nicht

um einen Arbeitsunfall.

Ein Lkw-Fahrer hatte

nach Ende seiner Arbeitszeit

die Hebebühne in seinemBe-

trieb repariert und war dabei

verunglückt. Der Mann woll-

te darauf sein eigenesAuto re-

parieren, um damit nach

Hause zu fahren. Nach An-

sicht der Richter war die Re-

paratur aber keine versicherte

Vorbereitung der Heimfahrt.

Denn es fehle der besonders

enge zeitliche, örtliche und

sachliche Zusammenhang

zur Heimfahrt.

Der Unfall sei auch nicht

Folge einer vom Betrieb aus-

gehenden Gefahr gewesen.

Der Verunglückte sei im

Wesentlichen aus privatwirt-

schaftlichen Gründen am

Unfallort gewesen.

BSG vom 12. Mai 2009
– B 2 U 12/08 R

l LEISTUNGEN
Erziehungszeit ohne
Elterngeld zählt mit
Bei der Berechnung von El-

terngeld dürfen auch jeneMo-

nate zugrunde gelegt werden,

in denen die Mutter oder der

Vater in Elternzeit waren und

kein Elterngeld bekommen

haben. Lediglich Monate, in

denen sie bereits für ein Kind

Elterngeld bezogen haben,

werden nach demGesetz von

der Berechnung ausgenom-

men.Dies ist nachAnsicht des

Bundessozialgerichts durch-

aus mit dem Grundgesetz

vereinbar.

BSG vom 19. Februar 2009
– B 10 EG 1/08 R

l VERSICHERUNGSSCHUTZ
Heimweg auch bei Unfall
nicht unterbrechen
Auf dem Heimweg von ihrer

Arbeit sind Beschäftigte nur

dann versichert, wenn sie ihn

nicht unterbrechen.Wer etwa

auf der Fahrt nach Hause in

einen Verkehrsunfall verwi-

ckelt wird, anhält und dieUn-

fallfolgen mit dem Gegner

oder der Polizei klärt, hat kei-

nen Versicherungsschutz.

Das entschied das Bun-

dessozialgericht im Fall eines

Arbeitnehmers, der auf dem

Heimweg mit einem anderen

Fahrzeug zusammenstieß.

Als er anhielt und ausstieg,

um den Unfall zu klären,

wurde er von einem weiteren

Fahrzeug verletzt. Nach An-

sicht der Richter war der

Mann nicht mehr versichert,

da er nach dem Unfall seinen

Heimweg unterbrach,wende-

te und zur Unfallstelle zu-

rückkehrte. Sein Ziel war

nicht mehr die Fahrt nach

Hause, sondern den Ver-

kehrsunfall zu regeln. Dies

falle jedoch nicht unter den

Versicherungsschutz.

BSG vom 17. Februar 2009
– B 2 U 26/07 R

l WIDERSPRUCH
Fristen können auch per
E-Mail gewahrt werden
Betriebsrätemüssen ihre Post

an den Arbeitgeber nicht un-

bedingt auf traditionellenWe-

gen verschicken. Sie können

etwa einenWiderspruch auch

per E-Mail senden. Nach ei-

ner Entscheidung des Bun-

desarbeitsgerichts wird auch

auf diesem Weg die Frist ge-

wahrt, wenn die Mail recht-

zeitig abgeschickt wurde. Das

Urteil bedeutet aber auch,

dass Arbeitgeber in Zukunft

ebenfalls von der E-Mail Ge-

brauch machen können.

BAG vom 3. März 2009
– 1 ABR 93/07

Mehr Wissen

l Gesetze ganz frisch
Über neueste betriebli-
che Entwicklungen und
aktuelle Gesetzesän-
derungen informiert
der Basiskommentar
»Betriebsverfassungs-
gesetz«. Hier finden
Betriebsräte etwa In-
fos über die aktuelle
Rechtsprechung zum
Allgemeinen Gleich-
behandlungsgesetz,
Neuregelungen zu
Kurzarbeit und Qualifi-
zierung durch das Kon-
junkturpaket II und
Mitbestimmung beim
Arbeitsschutz. Der Ba-
siskommentar wurde
neu gegliedert und
enthält umfangreiche
Inhaltsübersichten.
Thomas Klebe/Jürgen
Ratayczak/Micha Heil-
mann/Sybille Spoo:
»Betriebsverfassungs-
gesetz, Basiskommen-
tar mit Wahlordnung«,
2009, 15. überarbeite-
te Auflage, Bund-Ver-
lag, Frankfurt,
3www.bund-verlag.de
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Arbeit und Recht

l SOZIALPLÄNE
Abfindung oder nicht –
das hängt vom Alter ab
Sozialpläne dürfenAbfindun-

gen nach Alter und Betriebs-

zugehörigkeit der Betroffenen

staffeln. Das entschied das

Bundesarbeitsgericht. Nach

dieser Entscheidung sind

nicht nur höhere oder niedri-

gere Abfindungen nach Alter

zulässig. Beschäftigte imRen-

tenalter können auch ganz

von Abfindungen ausgenom-

men werden und gar kein

Geld erhalten.

NachAnsicht der Richter

verstößt eine solche Regelung

nicht gegen das Allgemeine

Gleichbehandlungsgesetz. Es

entspreche dem allgemeinen

sozialpolitischen Interesse, in

Sozialplänen danach zu un-

terscheiden, welcheNachteile

Beschäftigten durch den Ver-

lust ihres Arbeitsplatzes ent-

stehen. So können Nachteile

mit steigendem Alter zuneh-

men, kurz vor der Rente aber

wieder sinken, wenn Arbeit-

nehmer etwa nach kurzer Ar-

beitslosigkeit Anspruch auf

Altersrente haben.

BAG vom 26. Mai 2009
– 1AZR 198/08

l AUFWANDSENTSCHÄDIGUNG
Zweitwohnsitz gilt auch
bei privaten Gründen
Arbeitnehmer könnenKosten

für doppelte Haushaltsfüh-

rung auch dann geltend ma-

chen, wenn sie aus privaten

Gründen ihren Hauptwohn-

sitz vom Arbeitsort wegver-

legt haben. Das galt bisher

nicht. Der Bundesfinanzhof

änderte mit dieser Entschei-

dung seine bisherige Recht-

sprechung. Nun kann ein

zweiter Wohnsitz geltend ge-

macht werden, wenn ein Be-

schäftigter ihnnutzt, umseinen

Arbeitsplatz zu erreichen.

BFH vom 5. März 2009
– VI R 58/067

direkt
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l Seminare
20. bis 23. September
Das Seminar »Europäische

Betriebsräte« richtet sich an

Arbeitnehmervertreter, die

einen EBR aufbauen wollen.

DieThemen imSeminar:Ge-

setzliche Grundlagen, Ver-

handlungsablauf und Inhalte

von EBR-Vereinbarungen.

Tagungsort: Bildungsstätte

Sprockhövel. Interessierte

melden sichüber ihre zustän-

digeVerwaltungsstelle an (Se-

minar-Nummer SM03909).

Die Freistellung erfolgt nach

Paragraf 37, 6 BetrVG.

11. und 12. November
»EBRzwischenKrisenbewäl-

tigung und Anwendung der

neuenEBR-Richtlinie« ist ein

IG Metall-Seminar, das sich

anMitglieder undBeauftrag-

te eines Europäischen Be-

triebsrats richtet.

Infos zum Programm gibt es
beim EBR-Team der IG Metall:
3ebr@igmetall.de

l Material
Seit 5. Juni ist die EBR-

Richtlinie in Kraft. Die Neu-

fassung bringt grundlegende

Verbesserungen für die Ar-

beit der Europäischen Be-

triebsräte. Die Änderungen

finden sich in der Hand-

lungshilfe »Die neue EBR-

Richtlinie tritt in Kraft«.

Zum Herunterladen unter:
3www.extranet.igmetall.de
RAktive
REurobetriebsrat
RRichtlinien und Gesetze

Das Archiv Betriebliche

Vereinbarungen der Hans-

Böckler-Stiftung hat 34 be-

triebliche Vereinbarungen

der Jahre 1995 bis 2008 zur

konjunkturbedingten Kurz-

arbeit ausgewertet.

Die Ergebnisse als PDF unter:
3www.boeckler.de/

betriebsvereinbarungen
RAuswertungen
RBeschäftigungssicherung

Zu guter Letzt
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Was die Welt bewegt

Retter Obama. Der US-Präsi-

dentmuss sich nach einemneu-

en Kleiderlieferanten umsehen.

Sein Anzughersteller, der Her-

renmode-Produzent Hartmax

steht vor der Pleite. Die Bank

Wells Fargo, die kräftigeKrisen-

Staatshilfenkassierthat,will den

Geldhahnzudrehen. Jetzt könn-

teObamanichtnurdieWelt ret-

ten, sondern als Anzugkäufer

auch Quelle und Karstadt.

Grill-Muffel. »Die SPD ist und

bleibt die Partei der Griller«, in-

formiert uns SPD-Politiker Karl

Lauterbach.Eswirdebenzuwe-

nig gegrillt in diesem Land. Of-

fenbar, weil es nicht nur in der

Politik, sondern auch beim

Metzger zu viele Würstchen

gibt, die schwer genießbar sind.

Leere Flaschen. Das Putzun-

ternehmen B+K, das auch den

Bundestag wischt, will bei der

Bezahlung sauber bleiben. Die

Geschäftsleitung bestritt zwar

nicht, dass manche Zimmer-

mädchen nur auf 3,56 Euro pro

Stunde kommen. Doch damit

gehe keines nach Hause. Denn

sie haben die Erlaubnis vom

Chef, ihren Lohn mit leeren

Pfandflaschen aus den Zim-

mern aufzubessern. Schade,

dass es keinen Flaschenpfand

für leere Geschäftsführer gibt.

Quizfrage.Welchesder folgen-

den Zitate stammt von Franz

Müntefering: »Besser links und

frei alsFreiherrundrechts«oder

»Besser `ne 40 Jahre jüngere als

`ne 40 Jahre ältere Frau«?

Sagt uns Eure
Meinung!

Ob Lob oder Kritik,
Themenwünsche oder
Anregungen: Die Re-
daktion freut sich über
jede Zuschrift: Schreibt
uns per E-Mail:
3direkt@igmetall.de


